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Der Zugang zu Informationen 
über staatliches Handeln,
insbesondere aus Sicht der Medien

Für den Bürger bestehen grundsätzlich zwei Möglichkeiten, sich über staatliches
Handeln zu informieren. Zum einen kann er direkten Zugang zu Informationen, die
bei staatlichen Stellen vorgehalten werden, fordern. Ein entsprechender Anspruch auf
Auskunftserteilung und Einsicht in staatliche Dokumente wird in immer mehr Ländern
durch Verfassungsnormen oder mittels einfachgesetzlicher Regelung verbrieft. 
Dieses Recht des Bürgers auf Information über staatliches Handeln ist vergleichsweise
spät eingeführt worden. Es trägt der wachsenden Bedeutung von Informationen
im Zeitalter der Informationsgesellschaft für die Demokratie und der zunehmenden
Komplexität staatlicher Tätigkeit Rechnung. Die Wichtigkeit eines umfassenden
Zugangs zu Informationen seitens der Bürger innerhalb demokratischer Systeme
betont auch das kürzlich erschienene Grünbuch des Europarats „Die Zukunft der
Demokratie in Europa: Trends, Analysen und Reformen“. Die Entscheidung, welche
politischen Ziele er unterstützt oder ablehnt, und welche Politiker er wählt, könne
der Bürger nur auf der Grundlage ausreichender Informationen treffen.

Zum anderen können solche Informationen traditionell durch die Medien an den
Bürger vermittelt werden. Medien beobachten das Handeln staatlicher Funktionsträger
und bieten den Bürgern so eine - gewissermaßen indirekte - Nachrichtenquelle.
Aufgrund ihrer Überwachungsfunktion werden die Medien auch häufig als „vierte
Gewalt“ neben Exekutive, Legislative und Judikative bezeichnet. Die audiovisuellen
und Printmedien erfüllen insoweit eine konstituierende Funktion für die Demokratie,
weshalb ihnen bei der Informationsgewinnung und -verbreitung eine Reihe von
Privilegien eingeräumt werden.

Unter Berücksichtigung sowohl der direkten als auch der indirekten Zugriffsmöglichkeit
des Bürgers skizziert diese IRIS plus das geltende Recht auf Zugang zu Informationen
im Völker- und Europarecht sowie auf nationaler Ebene.
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Der Zugang zu Informationen über staatliches
Handeln, insbesondere aus Sicht der Medien

A. Einleitung

Die Ursprünge sowohl des Informationszugangsrechts als auch der
neuzeitlichen Medien- bzw. Pressefreiheit reichen mehrere Jahrhun-
derte zurück. Der finnische Geistliche und Parlamentsabgeordnete
Anders Chydenius setzte im Jahre 1766 im schwedischen Parlament
(Finnland stand zu dieser Zeit unter schwedischer Herrschaft) die Ver-
abschiedung einer Verordnung über die Pressefreiheit und das Recht
auf Zugang zu öffentlichen Dokumenten durch. Vorbilder waren Ent-
wicklungen im China der Tang-Dynastie (618 bis 907 n. Chr.). Dort
existierte ein Expertengremium, welches mit der Aufzeichnung von
Entscheidungen der Regierung betraut war. Das Gremium hatte aber
auch die Aufgabe, die Regierung, inklusive des Kaisers, zu kritisieren.
Es übte damit, in Zeiten, in denen es Medien oder Presse nach heuti-
gem Verständnis nicht gab, eine Überwachungsfunktion aus und hielt
gleichzeitig Informationen für die Untertanen bereit.1 Wie noch zu
zeigen sein wird, können in der schwedischen Verordnung von 1766
die gemeinsamen Wurzeln für die Presse- und Medienfreiheit einer-
seits sowie für das Recht auf Zugang zu Informationen andererseits
gesehen werden.

Im Laufe der Entwicklung der Informationszugangsrechte stellt
die Verabschiedung eines Informationsfreiheitsgesetzes2 (Freedom of
Information Act - FOIA) in den Vereinigten Staaten von Amerika im
20. Jahrhundert einen Meilenstein auf dem Weg hin zu einem Recht
der Bürger auf Auskunft und Akteneinsicht dar. In Europa setzte, von
dem oben dargelegten Beispiel Schwedens einmal abgesehen, erst
Ende der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts eine Welle der Verab-
schiedung von Informationsfreiheitsgesetzen oder verfassungsrecht-
lichen Garantien des Rechts auf Zugang zu Informationen ein.3

Daneben existieren Garantien der Medien- und Pressefreiheit in
allen Demokratien westlicher Prägung. Teilweise bestehen darüber
hinaus verfassungsrechtliche oder einfachgesetzliche Regelungen über
die Rechte von Presse- bzw. Medienvertretern auf Zugang zu staat-
lichen Informationen. Insoweit spricht man z. B. in Deutschland vom
„Presse-“ bzw. „Medienprivileg“. Die Überschneidungen zwischen den
Bereichen der Informationszugangs- und der Medienfreiheit und das
Wechselspiel zwischen Informationsansprüchen der Bürger und sol-
chen „Medienprivilegien“ soll Gegenstand der vorliegenden Unter-
suchung sein. Wie stark hat das Recht auf Information für den „gemei-
nen“ Bürger in den europäischen Gesetzgebungen Einzug gehalten?
Welche „Medienprivilegien“ gibt es im Einzelnen und für die Vertreter
welcher Medien gelten diese? Sind spezielle Regelungen für Medien-
vertreter mit Einführung der allgemeinen Informationszugangsfrei-
heit eventuell sogar obsolet geworden?

Hierzu soll die Entwicklung dieser Normen zunächst allgemein,
dann bezogen auf einige ausgewählte Länder dargestellt werden.
Im Zuge dessen gilt es, die angesprochenen Fragestellungen zu unter-
suchen.

B. Das Recht auf Zugang zu Informationen 
im Völker- und Europarecht

Sowohl im Völkerrecht als auch in den Rechtsakten des Europarats
sowie der Europäischen Gemeinschaft finden sich die Quellen der ver-
schiedenen, hier angesprochenen Freiheiten. So wird die Meinungs-
äußerungsfreiheit, die die Kommunikationsfreiheit sowie die Infor-
mationsfreiheit einschließt, in inter- und supranationalen Verträgen
und nachrangigen Rechtsinstrumenten behandelt.

I. Völkerrecht

Die Entstehung der Meinungsäußerungsfreiheit nach modernem
Verständnis wird vielfach auf die Resolution 59 (I) der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen vom 14. Dezember 1946 zurück-
geführt. Ebenso ist in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte, die am 10. Dezember 1948 von der Generalversammlung der
Vereinten Nationen beschlossen wurde, der Meinungsäußerungsfrei-
heit eine Bestimmung (Artikel 19) gewidmet, wonach jeder das Recht
hat, Meinungen unangefochten anzuhängen und Informationen und
Ideen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. Völkerrechtlich
kodifiziert wurde dieses Recht schließlich im Jahre 1966 in Artikel
19 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische
Rechte. 

Neben diesen allgemeinen Menschenrechtsverbürgungen gibt es
aber auch speziellere Initiativen bzw. Regelungen. Am 6. Dezember
2004 haben der Spezialberichterstatter für Meinungsfreiheit der Ver-
einten Nationen und der Vertreter für Medienfreiheit der Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) sowie der
Spezialberichterstatter für Meinungsfreiheit der Organisation ameri-
kanischer Staaten (OAS) eine gemeinsame Erklärung zum Zugang zu
Informationen und zur Geheimhaltungsgesetzgebung4 unterzeichnet.
Darin werden alle Staaten aufgerufen, Informationsfreiheitsgesetze
zu verabschieden, die auf dem Prinzip der weitestmöglichen Offen-
legung basieren. Außerdem soll sichergestellt werden, dass der Zugang
zu staatlichen Informationen nicht durch zu restriktive Geheimhal-
tungsgesetze unterlaufen wird. Ausnahmen von dem Recht auf Zugang
zu Informationen sollen klar und eng begrenzt sein und die Staaten
sollen unabhängige Rechtsbehelfsmechanismen gegen die Ablehnung
entsprechender Anträge einführen. Journalisten und andere sollen
nicht für die Weiterverbreitung von Informationen haften, die ihnen
zugespielt wurden. 

Die zunehmende zwischenstaatliche Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Zugangs zu Informationen wird durch die Gründung der
Internationalen Konferenz der Informationsbeauftragten im Jahr 2003
verdeutlicht.5 Eine spezifische völkerrechtliche Übereinkunft stellt
die Aarhus-Konvention dar,6 in deren Rahmen der Zugang der Bürger
zu Umweltinformationen geregelt wird. 

II. Europarat

Auf der Ebene des Europarats wurde die Bedeutung des Rechts auf
Zugang zu behördlichen Informationen ebenfalls schon recht frühzei-
tig erkannt und konnte in der Folge auch Aufnahme in Rechtsinstru-
mente dieser zwischenstaatlichen Organisation finden. 

1. Artikel 10 EMRK

Von grundlegender Bedeutung hierfür und für die Freiheit der
Medien ist zunächst die Europäische Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK). Ein umfassender Schutz
der Meinungsäußerungsfreiheit wird in Artikel 10 EMRK7 gewähr-
leistet. Der Schutzbereich dieser Vorschrift umfasst:

• die aktive und passive Informationsfreiheit, worunter hier das
Recht verstanden wird, andere zu informieren und wiederum
selbst Informationen zu empfangen, sowie

• die Freiheit der Kommunikation durch Massenmedien (worunter
auch die Rundfunkfreiheit zu fassen ist). 

Thorsten Ader und Max Schoenthal
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR), Saarbrücken/Brüssel
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Artikel 10 schützt mit dem Recht, Informationen zu empfangen,
die so genannte passive Informationsfreiheit, welche auch das aktive
Bemühen um (und die Sammlung von) Informationen umfasst.8 Kann
indes über das Recht auf Informationsempfang hinaus gehend auch
die Verwaltung zur Erteilung von Auskünften über nicht allgemein
zugängliche Vorgänge verpflichtet werden? In einem obiter dictum
hat die ehemalige Europäische Kommission für Menschenrechte
(EKMR) diese Möglichkeit gesehen.9 Dabei wurde mit der Bedeutung
der Meinungs- und Informationsfreiheit für jedes demokratische
Gemeinschaftswesen, die einen freien Meinungsaustausch gerade über
die staatliche Herrschaftsausübung erfordere und dazu die grund-
sätzliche Zugänglichkeit von Verwaltungsinformationen voraussetze,
argumentiert.10 Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR) hingegen hat in seiner Rechtsprechung durchweg den Stand-
punkt vertreten, dass Artikel 10 keine Verpflichtung der Staaten
begründe, Zugang zu amtlichen Dokumenten zu gewähren, die der
Staat geheim halten möchte.11 Artikel 10 verbiete, dass die Regierung
den Empfang von Informationen verhindert, die jemand weitergeben
will. Daraus lasse sich jedoch keine positive Informationspflicht staat-
licher Behörden ableiten. Auch habe der Europarat die Gewährung von
Informationszugangsrechten durch die Mitgliedstaaten in speziellen
Empfehlungen gefordert. Dies zeige, dass sich solche Rechte nicht
bereits aus Artikel 10 herleiten ließen, sondern dass es vielmehr
bestimmt gefasster Rechtsakte bedürfe.12 Das Recht auf ungehinder-
ten Empfang erstreckt sich mithin nur auf allgemein zugängliche
Informationen - z. B. eine Parlamentsdebatte.13 Soweit bei der Ausle-
gung des Artikel 10 Tendenzen zu erkennen sind, aus dieser Norm ein
Recht auf Erhalt von Informationen abzuleiten, wird dabei weniger
ein Recht auf konkrete einzelne Informationen ins Auge gefasst, als
vielmehr ein Recht auf den Empfang von Informationen im Allgemei-
nen, d. h. den Empfang einer Stimmenvielfalt.14 So hat der EGMR ein
Recht des Publikums anerkannt, angemessen informiert zu werden.15

Als logische Folge der Informationsfunktion der Medien, welche die
Aufgabe eines „public watchdog“ wahrnehmen, habe die Öffentlich-
keit ein Recht, von den Medien verbreitete Informationen von allge-
meinem Interesse zu empfangen.16 Da dieses Recht anderenfalls
leerlaufen würde, trifft die Staaten eine Verpflichtung, ihr Informa-
tionssystem so einzurichten, dass man sich tatsächlich über die
wesentlichen Fragen informieren kann.17 Die im Rahmen der durch
Artikel 10 garantierten Rundfunkfreiheit18 geschützten Tätigkeiten
reichen von der Organisation von Rundfunkanstalten über die Gestal-
tung von Inhalten bis hin zur Übertragung und Weitervermittlung von
Informationen.19

2. Empfehlungen des Europarats

Das Recht auf Zugang zu Informationen ist Gegenstand zweier
Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarats. Allerdings setzt
der EGMR die Implementierung dieser Vereinbarungen nicht durch -
sogenanntes Soft Law.20

Die Empfehlung Nr. R(81) 19 aus dem Jahr 1981 über den Zugang
zu Informationen, die sich im Besitz staatlicher Behörden befinden,21

motivierte die Verabschiedung von mehreren Informationszugangs-
gesetzen in unterschiedlichen Ländern Europas seit den achtziger
Jahren des 20. Jahrhunderts.

Zu den dort aufgeführten Grundsätzen zählen unter anderem die
Einhaltung einer angemessenen Reaktionszeit seitens der Behörden
sowie das Erfordernis, ablehnende Entscheidungen zu Anträgen auf
Zugang zu Informationen zu begründen. Die aktuellere Empfehlung
Rec(2002)222 des Ministerkomitees zum Zugang zu amtlichen Infor-
mationen vom 21. Februar 2002 fügt noch den Grundsatz hinzu, dass
die Auskunftserteilung in der Regel gebührenfrei erfolgen sollte. Die
neuere Empfehlung enthält darüber hinaus Definitionen sowie Ver-
fahrensvorschriften für die Behandlung von Anfragen und ist insge-
samt detaillierter.

Der Auskunftsanspruch der Bürger soll sich gegen Verwaltungs-
behörden richten. Die erste Empfehlung zählt jedoch Legislativorgane
und Justizbehörden nicht zu den Anspruchsverpflichteten. Dies
erstaunt insofern, als gerade der Transparenz des Gesetzgebungspro-

zesses innerhalb eines demokratischen Gemeinwesens eine überra-
gende Bedeutung beigemessen wird. Die neue Empfehlung geht inso-
fern bereits einen Schritt weiter, indem sie an die Mitgliedstaaten
appelliert zu überprüfen, in welchem Ausmaß sich das Recht auf
Zugang zu Informationen auch auf Legislativorgane und Justizbehör-
den ausdehnen lassen könnte.

Das Recht auf Zugang zu Informationen sollte nach der ersten
Empfehlung nur solchen Einschränkungen ausgesetzt sein, die in
einer demokratischen Gesellschaft zum Schutze legitimer öffentlicher
Interessen sowie zum Schutze der Privatsphäre und anderer legitimer
privater Interessen notwendig waren. Die Empfehlung zählte hier bei-
spielhaft u. a. die nationale Sicherheit, die öffentliche Ordnung und
die Verbrechensvorbeugung auf. Diese Einschränkungen des Zugangs-
rechts unterlagen ihrerseits wiederum einer Beschränkung. Sie
bestand in dem Erfordernis, das spezifische Interesse einer Einzelper-
son an Informationen im Besitz staatlicher Behörden, die sie persön-
lich betreffen, angemessen zu berücksichtigen. Eine entsprechende
Pflicht zur Berücksichtigung des besonderen Interesses der Medien am
Zugang zu Informationen war in der Empfehlung hingegen nicht vor-
gesehen. 

Im Unterschied hierzu enthält die neue Empfehlung eine abschlie-
ßende Aufzählung von Ausnahmetatbeständen. Selbst wenn ein sol-
cher Tatbestand vorliegt, soll der Zugang zu Informationen nur dann
verweigert werden dürfen, wenn nicht ein überragendes öffentliches
Interesse an der Bekanntgabe der Informationen besteht. Ein solches
überragendes öffentliches Interesse könnte eventuell auch Journa-
listen im Rahmen ihrer Recherchetätigkeiten geltend machen.23 Damit
könnte diese Formulierung aus Sicht der Medien einen Fortschritt dar-
stellen.

Die in der Empfehlung von 2002 aufgezählten Ausnahmetat-
bestände finden sich so oder ähnlich in zahlreichen nationalen Infor-
mationszugangsgesetzen wieder. Derartige Beschränkungen sind dort
allerdings oft wesentlich detaillierter ausgestaltet bzw. den nationa-
len Gegebenheiten angepasst. Im Einzelnen kann nach der Empfeh-
lung folgende Typisierung von Zugangsbeschränkungen zum Schutz
bestimmter wichtiger Rechtsgüter vorgenommen werden:

• die nationale Sicherheit, die Landesverteidigung und die inter-
nationalen Beziehungen;

• die öffentliche Sicherheit;
• die Verhinderung, Untersuchung und Verfolgung krimineller

Handlungen;
• der Schutz der Privatsphäre und andere legitime private Inte-

ressen;
• kommerzielle und andere wirtschaftliche Interessen privater

oder öffentlicher Natur;
• die Gleichheit der Parteien in Gerichtsverfahren;
• die Natur;
• Untersuchungen, Kontrolle und Aufsicht durch öffentliche Ein-

richtungen;
• die Wirtschafts-, Geld-, und Finanzpolitik des Staates;
• die Vertraulichkeit von Beratungs- oder Abwägungsprozessen

innerhalb oder zwischen Behörden, während der internen Auf-
bereitung einer Angelegenheit.

III. Europäische Union

Im Primärrecht der Europäischen Gemeinschaft finden sich,
ebenso wie in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union
(EU-Grundrechtscharta) und dem Vertrag über eine Verfassung für
Europa, eine Reihe von Vorschriften, die im hiesigen Kontext Beach-
tung verdienen. Regelungen zum Zugang zu Informationen existieren
zudem auch in ausführenden Rechtsakten. Hierbei ist allerdings
streng zwischen Bestimmungen, welche sich auf den Zugang zu Doku-
menten der Organe der Gemeinschaft beziehen, und solchen, die – wie
die oben behandelte Empfehlung des Europarates – den Zugang zu
Informationen im Besitz mitgliedstaatlicher Behörden betreffen, zu
unterscheiden. 
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1. Der Zugang zu Dokumenten der Organe

Artikel 255 des EGV bestimmt, dass die Bürgerinnen und Bürger
ein allgemeines Zugangsrecht zu den Dokumenten des Europäischen
Parlaments, des Rates und der Kommission haben. Die Vorschrift ist
Ausdruck des demokratischen Prinzips und konkretisiert zugleich das
in Artikel 1 Abs. 2 EUV normierte Transparenzprinzip.24 An dieser
Vorschrift wird kritisiert, dass nur drei der Gemeinschaftsorganen als
Anspruchsverpflichtete aufgeführt werden. Damit werde insbesondere
die Möglichkeit geschaffen, durch die Einrichtung neuer Verwal-
tungseinheiten Teile des Verwaltungshandelns der Gemeinschaft dem
Informationsanspruch zu entziehen.25

Der Vertrag über eine Verfassung für Europa,26 der am 29. Oktober
2004 in Rom unterzeichnet wurde, enthält ebenfalls Regelungen über
das Recht auf Zugang zu Dokumenten. Sie reichen teilweise weiter als
Artikel 255 EGV. So ist in Artikel I-50 Absatz 3 des Verfassungsvertra-
ges27 ein Recht jeder Unionsbürgerin und jedes Unionsbürgers sowie
aller natürlicher und juristischer Personen mit Wohnsitz oder sat-
zungsgemäßem Sitz in einem Mitgliedstaat auf Zugang zu Dokumen-
ten der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union vor-
gesehen. Dies gilt unabhängig von der Form der für diese Dokumente
verwendeten Träger. Die Bestimmung ist damit explizit weit gefasst,
die oben erwähnte Beschränkung auf drei Organe fällt weg. Stattdes-
sen wird ein möglichst weiter Kreis von Anspruchsverpflichteten
erfasst. Allerdings schränkt Artikel III-399 dies dahingehend ein, dass
der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH), die Euro-
päische Zentralbank und die Europäische Investitionsbank nur dann
der Verpflichtung unterliegen, wenn und soweit sie Verwaltungsauf-
gaben wahrnehmen. In diesem Zusammenhang ist ferner auf Artikel
II-436 Abs. 1 lit. a hinzuweisen, wonach ein Mitgliedstaat keine Aus-
künfte erteilen muss, deren Preisgabe seines Erachtens seinen wesent-
lichen Sicherheitsinteressen widerspricht.

Nach der bisherigen Rechtsprechung des EuGH stellt das Recht auf
Zugang noch kein gemeinschaftliches Grundrecht dar, das zu den all-
gemeinen, aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitglied-
staaten hervorgegangenen Rechtsgrundsätzen gehört.28 In Artikel 42
der EU-Grundrechtecharta ist jedoch nunmehr ebenfalls ein Recht auf
Zugang zu den Dokumenten des Parlaments, des Rates und der Kom-
mission verbrieft. Der Verfassungsvertrag sieht die Integration der
EU-Grundrechtscharta vor. Die vorgenannte Bestimmung ist dort als
Artikel II-102 enthalten und wird damit verbindliches Primärrecht der
Union, wenn der Verfassungsvertrag in Kraft tritt. Das Recht auf
Zugang zu Dokumenten wird jedoch nicht unbegrenzt gewährleistet,
sondern ist ggf. im konkreten Einzelfall mit den in der Vorschrift
genannten Rechtspositionen abzuwägen. 

Dem in Artikel 255 Abs. 2 EGV enthaltenen Rechtsetzungsauftrag
trägt die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 vom 20. Mai 200129 Rech-
nung. Sie regelt die Einzelheiten des Antragsverfahrens für den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parla-
ments, des Rates und der Kommission. Auch sind die Bedingungen
aufgeführt, unter denen die Organe der Gemeinschaft den Zugang zu
Dokumenten verweigern können. Die Ausnahmetatbestände entspre-
chen im Wesentlichen der Empfehlung des Europarats aus dem Jahre
2002 und sind nach der bisherigen Rechtsprechung des EuGH eng
auszulegen, um dem Recht auf Zugang eine möglichst weitgehende
Geltung zu verschaffen.30 Nach Art. 4 Abs. 6 der Verordnung sind die
Gemeinschaftsorgane verpflichtet, Dokumente auszugsweise zugäng-
lich zu machen, soweit die in ihnen enthaltenen Informationen nur
zum Teil geheim gehalten werden dürfen. Gegebenenfalls kann die
auszugsweise Übermittlung jedoch unterbleiben, falls sie einen unan-
gemessen hohen Arbeitsaufwand mit sich bringt und die kenntlich
bleibenden Informationen für den Antragsteller völlig wertlos sind.31

Die Verordnung berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, den
Zugang zu Dokumenten zu regeln.32 Die gemeinschaftsrechtlichen Vor-
gaben sind ausdrücklich an die Organe der Gemeinschaft adressiert
und haben daher keinen unmittelbaren Einfluss auf die Ausgestaltung
entsprechender nationaler Rechtsinstrumente. Zwar sieht die Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 vor, dass vom Zugangsrecht auch Dokumente

erfasst sind, die von Dritten stammen. Dies stellt eine Abkehr von der
zuvor geltenden so genannten „Urheberregel“ dar, wonach die Organe
nicht zur Weitergabe von Dokumenten Dritter berechtigt waren. Den
Mitgliedstaaten bleibt jedoch gemäß Artikel 4 Absatz 5 der Ver-
ordnung das Recht vorbehalten, das Organ zu ersuchen, von dem
Mitgliedstaat verfasste Dokumente nicht zu veröffentlichen. Einem
solchen Ersuchen hat das Gemeinschaftsorgan Folge zu leisten, ohne
dass es eines weiteren Abwägungsprozesses bedarf.33

2. Der Zugang zu Informationen mitgliedstaatlicher Stellen

Von den Regelungen für Dokumente der Gemeinschaft sind solche
Bestimmungen zu unterscheiden, die Auskunfts- oder Einsichtsan-
sprüche gegen die Mitgliedstaaten zum Gegenstand haben. Verord-
nungen oder Richtlinien, die ein allgemeines Recht der Bürger auf die
Erteilung staatlicher Informationen oder Einsicht in Akten staatlicher
Stellen vorsehen würden, existieren jedoch nicht. Hingegen sieht die
Richtlinie 2003/4/EG vom 28. Januar 2003 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Umweltinformationen34 ein echtes, wenngleich
bereichsspezifisches Recht auf Informationsgewährung vor.

Daneben verdient die Richtlinie 2003/98/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 über die Weiter-
verbreitung von Informationen des öffentlichen Sektors Erwähnung.
Hierbei steht jedoch nicht im Vordergrund, überhaupt einen Anspruch
auf Zugang zu Informationen zu gewähren. Vielmehr regelt die Richt-
linie wie Informationen, die vom öffentlichen Sektor gehalten wer-
den, einer weiteren Nutzung zugeführt werden können.35 Danach
werden die Mitgliedstaaten zwar nicht verpflichtet, bestimmte
Informationsquellen für die Bürgerinnen und Bürger zu eröffnen,
jedoch erhalten sie gewisse Verhaltensmaßregeln für den Fall bereits
eröffneter Informationsquellen. Beispielsweise soll die Nichtdiskri-
minierung von potenziellen Verwendern aus dem kommerziellen und
nichtkommerziellen Bereich sichergestellt werden. Für vergleichbare
Kategorien der Weiterverwendung von Dokumenten sollen also gleiche
Bedingungen herrschen; auch dürfen öffentliche Stellen, die Doku-
mente für eigene Geschäftstätigkeiten weiterverwenden, gegenüber
anderen Nutzern nicht besser gestellt werden.

C. Rechtslage auf nationaler Ebene

Nachdem vorstehend untersucht wurde, welche völker- und euro-
parechtlichen Regelungen Vorgaben in Bezug auf das Recht enthalten,
Zugang zu von staatlichen Stellen gehaltenen Informationen zu ver-
langen, sollen nunmehr einige ausgewählte mitgliedstaatliche Rechts-
ordnungen dargestellt werden. Zunächst wird das Informationszu-
gangsrecht untersucht.36 Ein besonderes Interesse besteht daneben an
solchen Regelungen, die speziell den Medien bzw. ihren Vertretern
bestimmte Auskunftsansprüche gegenüber Behörden einräumen
(„Medienprivileg“). Im Folgenden werden zunächst solche Länder
behandelt, die ausschließlich ein allgemeines Informationszugangs-
recht kennen. Sodann gilt es, die Regelungen solcher Staaten darzu-
stellen, welche sowohl ein allgemeines Informationszugangsrecht als
auch ein Medienprivileg vorgesehen haben. Schließlich werden
Rechtsordnungen behandelt, die allein ein Medienprivileg kennen. 

I. Ausschließlich allgemeines Informationsrecht

1. Schweden

Wie bereits einführend dargestellt, ist Schweden weltweit das
erste Land, in dem ein Aktenzugangsrecht gesetzlich normiert wurde.
Dies geschah in Form einer Verordnung über die Pressefreiheit schon
im Jahre 1766, und zwar bereits damals ausdrücklich als Ergänzung zu
der Freiheit, offizielle Dokumente zu veröffentlichen.37

Nach Kapitel 1 § 1 des geltenden Pressefreiheitsgesetzes, welches
Verfassungsrang genießt, hat jeder schwedische Bürger das Recht,
seine Gedanken und Überzeugungen in gedruckter Form zu veröf-
fentlichen, offizielle Dokumente zu veröffentlichen sowie Aussagen
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bezüglich jedes beliebigen Gegenstands zu treffen und hierzu Infor-
mationen zu kommunizieren. Diese Rechte sollen den freien Mei-
nungsaustausch sicherstellen und der Aufklärung der Öffentlichkeit
dienen. Das zweite Kapitel des Gesetzes enthält die Vorschriften zum
Recht auf Zugang zu Informationen. Dessen § 1 bestimmt, dass (eben-
falls) zur Förderung eines freien Meinungsaustauschs und einer all-
seitigen Aufklärung jeder schwedische Bürger befugt ist, offizielle
Akten einzusehen. Dieses Recht ist quasi das Gegenstück zu dem
bereits genannten Recht, offizielle Dokumente zu veröffentlichen. 

Ein Dokument ist gemäß Kap. 2 §. 3 Abs. 1 des Pressefreiheits-
gesetzes grundsätzlich als „offiziell“ anzusehen, wenn es bei einer
Behörde verwahrt wird und von der Behörde als entgegengenommen
bzw. angefertigt gilt. Diese Definition erfasst auch solche Dokumente,
die nicht von der Behörde selbst, sondern von dritten Personen ange-
fertigt wurden. 

Das Interesse an einer Veröffentlichung offizieller Dokumente wird
herkömmlich eher bei Vertretern der Presse, als beim einzelnen Staats-
bürger vermutet. Zielrichtung der oben genannten Vorschriften ist
die Aufklärung der Öffentlichkeit, was allgemein als die zentrale Funk-
tion der Medien angesehen wird. Dies und der Umstand, dass sich die
entsprechenden Vorschriften in einem Gesetz wiederfinden, welches
die Tätigkeit der Presse zum Gegenstand hat, hebt die besondere
Bedeutung des Zugangs zu amtlichen Informationen gerade für die
Erfüllung der Funktion der Medien innerhalb der Gesellschaft hervor.
Zieht man jedoch in Betracht, dass mit dem Internet (nahezu) jedem
Bürger eine leicht verfügbare Publikationsmöglichkeit zur Seite steht,
erscheint das Recht zur Veröffentlichung derartiger Dokumente in
einem neuen Licht. 

Schriftstücke können gemäß § 2 vom Zugangsrecht ausgenommen
werden, wenn eines der dort genannten Rechtsgüter38 betroffen ist
und die Einschränkung des Zugangs zu seinem Schutze notwendig ist.
Jedoch bedarf jede Einschränkung des Zugangsrechts einer besonde-
ren Ermächtigung durch ein (einfaches) Gesetz, welches die Voraus-
setzungen eines solchen Eingriffs genau spezifiziert. Diese Funktion
erfüllt das so genannte „Geheimhaltungsgesetz“, welches konkrete
Aussagen zu den einzelnen Ausnahmetatbeständen trifft und bei-
spielsweise die Interessen, welche eine Geheimhaltung rechtfertigen
können, explizit benennt. Vorschriften, die eine absolute Geheimhal-
tung vorsehen, bilden in diesem Gesetz die Ausnahme. Meistens sind
die Ausnahmetatbestände als Ermächtigungen formuliert, im Einzel-
fall den Zugang zu verweigern, wenn das geschützte Interesse beein-
trächtigt wird. 

Die Behörden haben eine weitgreifende Verpflichtung, öffentlich
zugängliche Register ihrer Dokumente zu führen. In diese Register
sind vielfach auch Unterlagen aufzunehmen, die unter einen der Aus-
nahmetatbestände fallen. Auf Anfrage sollen die der Öffentlichkeit
zugänglichen Dokumente unverzüglich bzw. so schnell wie möglich –
und ohne die Erhebung von Gebühren –zugänglich gemacht werden.

2. Irland

Im April des Jahres 1997 wurde in Irland ein Gesetz über die Infor-
mationsfreiheit (Freedom of Information Act) verabschiedet. Ziel war
es, den Medien und der Öffentlichkeit gleichermaßen einen wirksamen
und kostengünstigen Zugang zu Informationen zu ermöglichen, die
sich im Besitz der Regierung befinden.

Das irische Informationsfreiheitsgesetz gilt für Medienvertreter
und Bürger gleichermaßen, denn nach Artikel 6 hat jede Person ein
Recht auf Zugang zu staatlichen Aufzeichnungen. Öffentliche Stellen
sind nach dem Gesetz verpflichtet, ein Referenzbuch zu erstellen, in
dem ihre Struktur und Organisation, die Art der in ihrem Besitz
befindlichen Dokumente und die von ihnen getroffenen Vorkehrungen
zur Ermöglichung des Zugangs aufgeführt sind. 

Seit dem Jahr 2000 kann mit dem öffentlich-rechtlichen Rund-
funkveranstalter RTÉ auch ein Medienunternehmen selbst zur Aus-
kunft verpflichtet sein. Zugänglich für die Öffentlichkeit sind solche

Unterlagen über Management, Verwaltung, Finanzen, Geschäfte, Kom-
munikation und Vertragsschlüsse im Besitz von RTÉ, die seit dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Informationsfreiheitsgesetzes (21. April
1998) erstellt wurden.39

Der Freedom of Information Act wurde mit Gesetz vom 11. April
2003 geändert. Im Zuge der Änderung wurde die Definition des Begrif-
fes „Regierung“ wesentlich erweitert. Stark umstritten war die Ein-
führung der Gebührenpflichtigkeit für Anträge auf Gewährung von
Zugang zu nicht personenbezogenen Informationen und für die ent-
sprechenden Rechtsmittelverfahren zum 7. Juli 2003. Die Kosten der
Verfolgung eines Antrags auf Unterlageneinsicht durch alle Instanzen
des Verwaltungsverfahrens belaufen sich auf insgesamt 240 EUR.40

Die Gebühren für ein solches Verfahren sind in Irland höher als in
anderen Ländern. Es wurden Befürchtungen laut, dass die Gebühren
Bürgerinnen und Bürger, nichtstaatliche Organisationen und Journa-
listen von Auskunftsersuchen abschrecken könnten.41 Privatpersonen
dürften durch diese Regelungen stärker abgeschreckt werden als
Medienvertreter, da sich bei letzteren das Kostenrisiko in der Regel auf
ein Unternehmen verteilt. Dies gilt wiederum nicht für freischaffende
Journalisten, die ggf. abzuwägen haben, ob sich für sie die „Investi-
tion“ in die Informationsbeschaffung als lohnenswert herausstellt.42

II. Allgemeines Informationszugangsrecht 
neben medienspezifischen Regelungen

1. Regelungen aus dem Bereich des allgemeinen
Informationszugangsrechts

a) Slowenien

Die slowenische Verfassung43 schützt in Artikel 39 Abs. 1 die Mei-
nungs- und Redefreiheit. Die Freiheit des öffentlichen Auftretens, die
Pressefreiheit und die Freiheit anderer Formen öffentlicher Informa-
tion und Äußerung werden ebenso gewährleistet wie die Freiheit,
Nachrichten und Meinungen zu sammeln, zu empfangen und zu ver-
breiten. Daneben sieht Absatz 2 ein Zugang der Bürger zu staatlichen
Informationen vor. Voraussetzung ist jedoch, dass ein besonderes
Interesse nachgewiesen wird. 

Artikel 5 des Gesetzes über den Zugang zu Informationen öffent-
licher Natur44 normiert die Modalitäten der Zugangserlangung. Danach
stellen staatliche Einrichtungen Informationsmaterial entweder zur
sofortigen Einsichtnahme oder als Abschrift oder Kopie oder elektro-
nische Aufzeichnung bereit. Artikel 4 des Gesetzes definiert Infor-
mationen öffentlicher Natur als Informationen, die aus dem Arbeits-
bereich der staatlichen Körperschaften stammen und in Form eines von
diesen gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit anderen Körperschaften
erstellten oder von dritter Seite erhaltenen Dokumentes, Vorgangs,
Dossiers, Registers, einer Aufzeichnung oder dokumentarischen Mate-
rials vorliegen. Artikel 6 bestimmt, unter welchen Bedingungen der
Antrag auf Gewährung von Zugang zu öffentlichen Informationen
abschlägig beschieden werden kann.45 Nach Artikel 8 haben öffent-
liche Einrichtungen Verzeichnisse über in ihrem Verfügungsbereich
befindliche öffentliche Informationen zu führen.

b) Deutschland
aa) Bundesebene

Die deutsche Verfassung schützt die Informationsfreiheit durch
Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG. Ein Anspruch auf Zugang zu Informationen
ist davon aber nicht umfasst. Zur Informationsfreiheit des Art. 5 Abs.
1 Satz 1 GG hat das Bundesverfassungsgericht im N-TV-Urteil46 bestä-
tigt, dass diese kein Recht auf Eröffnung von Informationsquellen
beinhaltet. Im zu Grunde liegenden Fall hatte ein Rundfunkveran-
stalter sich gegen eine gesetzliche Vorschrift gewandt, die Ton- und
Fernsehaufnahmen von Gerichtsverhandlungen untersagt. Das Gericht
hatte die Norm aber für verfassungsgemäß erklärt, da der Gesetzgeber
gerade nicht verpflichtet sei, bestimmte Informationsquellen für den
Zugang durch die Öffentlichkeit oder die Medien zu öffnen. Vielmehr
könne der Gesetzgeber über die Zugänglichkeit einer Informations-
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quelle und die Modalitäten des Zugangs entscheiden. Erst nach Eröff-
nung der allgemeinen Zugänglichkeit kann der Schutzbereich der
Informationsfreiheit durch einen Grundrechtseingriff betroffen sein.

Auf Bundesebene existiert in Deutschland derzeit (noch) kein
Informationsfreiheitsgesetz. Mit dem jüngst in den Bundestag einge-
brachten Regierungsentwurf wird die Verabschiedung eines solchen
Gesetzes allerdings angestrebt.

Spezifische Regelungen zu Auskunfts- und Einsichtsansprüchen
enthält jedoch das Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (Stasi-
Unterlagen-Gesetz – StUG)47 vom 20. Dezember 1991, das der
Aufarbeitung der Tätigkeit des ehemaligen ostdeutschen Inlandsge-
heimdienstes dient. Nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 StUG ist Betroffe-
nen auf Antrag Auskunft über die zu ihrer Person vorhandenen und
erschlossenen Unterlagen zu erteilen. Auch nicht betroffenen Dritten
sind gemäß § 13 Abs. 7 StUG Auskünfte zu geben, allerdings müssen
die Antragsteller dann Angaben machen, die das Auffinden der Infor-
mationen ermöglichen. Die Auskunft wird nur erteilt, wenn der dafür
erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem vom Antragstel-
ler geltend gemachten Informationsinteresse steht.

Die Verwendung der Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes für
die politische und historische Aufarbeitung sowie durch Presse und
Rundfunk ist in den §§ 32 ff. StUG geregelt. Unterlagen mit perso-
nenbezogenen Informationen dürfen, außer bei Einwilligung durch
die betroffenen Person, nur verwendet werden, wenn die Informa-
tionen Mitarbeiter oder Begünstigte des Staatssicherheitsdienstes
betreffen. Das gilt auch, wenn die Unterlagen Personen der Zeitge-
schichte, Inhaber politischer Funktionen oder Amtsträger betreffen.
Informationen über Amtsträger können nur verwandt werden, sofern
sie sich auf die zeitgeschichtliche Rolle der genannten Personen, ihre
Funktions- oder Amtsausübung beziehen. Darüber hinaus dürfen
Unterlagen mit personenbezogenen Informationen nur zur Verfügung
gestellt werden, soweit durch deren Verwendung keine überwiegen-
den schutzwürdigen Interessen der genannten Personen beeinträch-
tigt werden. Bei der Abwägung ist insbesondere zu berücksichtigen,
ob die Informationserhebung erkennbar auf einer Menschenrechts-
verletzung beruht. Im Falle der über den ehemaligen deutschen
Bundeskanzler Helmut Kohl erstellten Unterlagen hat das Bundesver-
waltungsgericht entschieden, dass die Zur-Verfügung-Stellung von
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes mit personenbezogenen
Informationen an die Presse dem davon Betroffenen grundsätzlich
unzumutbar ist. Dies gilt jedenfalls für Informationen, die durch
Verletzung der räumlichen Privatsphäre beziehungsweise des Rechts
am gesprochenen Wort gewonnen sind sowie für Informationen, die
im weitesten Sinne auf Spionage beruhen. Andere Unterlagen, die
beispielsweise Informationen aus allgemein zugänglichen Quellen
enthalten, dürfen dagegen nach Maßgabe einer Abwägung an die
Presse herausgegeben werden. Die im Rahmen der Auslandsspionage
erstellten Unterlagen über Helmut Kohl dürfen daher nicht zugäng-
lich gemacht werden.48

bb) Länderebene

Es sind derzeit vier Informationsfreiheitsgesetze (IFG) in Kraft,
und zwar in den Ländern Berlin,49 Brandenburg,50 Nordrhein-Westfa-
len51 und Schleswig-Holstein.52 Aber auch in anderen Bundesländern
gibt es Bestrebungen, derartige Gesetze einzuführen. Die Informa-
tionsfreiheitsgesetze räumen den Bürgern Ansprüche auf Zugang zu
Informationen, die sich im Besitz der Behörden des jeweiligen Landes
befinden, ein. Ansprüche gegen Bundesbehörden können aus diesen
Landesgesetzen nicht erwachsen, wohl aber Ansprüche gegen Landes-
behörden, die Bundesrecht ausführen.

2. Medienspezifische Regelungen 

a) Slowenien

Gemäß Artikel 45 des Gesetzes über die Massenmedien53 haben
staatliche Stellen den Massenmedien Zugang zu Informationen zu

gewähren. Der Kreis der Anspruchsverpflichteten wird dabei weit
gefasst. Darunter fallen alle dem Staat zurechenbaren Personen
und Körperschaften. Berechtigt, Informationen zu empfangen, sind
Redaktionsmitglieder, Journalisten und sonstige Autoren/Programm-
ersteller. Artikel 45 Abs. 7 des Gesetzes über die Massenmedien sieht
außerdem vor, dass Journalisten und Autoren weder straf- noch zivil-
rechtlich für die wahrheitsgetreue Veröffentlichung von Informatio-
nen haften.

b) Deutschland

Nach der Kompetenzverteilung des deutschen Grundgesetzes (GG)
besitzt der Bund im Bereich der Medien nur eine sehr eingeschränkte
Zuständigkeit. Es besteht eine Rahmenkompetenz des Bundes nach
Art. 72, 75 Abs. 1 Ziff. 2 GG für die allgemeinen Rechtsverhältnisse der
Presse. Allerdings gibt es derzeit kein Presserechtsrahmengesetz. Die
relevanten Regelungen werden daher auf Landesebene getroffen. 

Für den audiovisuellen Sektor gibt es teilweise eigene Bestim-
mungen über Auskunftsansprüche der Medienvertreter gegen staat-
liche Behörden. So sieht das baden-württembergische Landes-
mediengesetz in § 6 Abs. 2 eine Verpflichtung der Behörden vor,
Rundfunkveranstaltern (oder deren Vertretern) die der Erfüllung ihrer
öffentlichen Aufgaben dienenden Auskünfte zu erteilen. Gleiches gilt
für das „konvergente“ saarländische Mediengesetz (§ 5). In Ländern,
in denen solche Bestimmungen in den Rundfunkgesetzen nicht exis-
tieren, findet sich ein Verweis auf die entsprechenden Bestimmungen
für Pressevertreter. Die Landespressegesetze sehen in allen Bundes-
ländern einen Auskunftsanspruch der Vertreter der Presse gegen staat-
liche Behörden vor. In Nordrhein-Westfalen beispielsweise erklärt § 26
Landespressegesetz die für die Presse geltende Regelung des § 4 Lan-
despressegesetz für auf den Rundfunk entsprechend anwendbar. Form,
Inhalt und Umfang der behördlichen Auskunftspflicht, bestimmt sich
danach, was für die Erfüllung des Anspruchs im Einzelfall als not-
wendig erschein. Auskünfte können in Form einer Pressekonferenz,
einer Presseerklärung, laufend gedruckter Informationen oder als
Aktenauszüge erteilt werden. Das Ermessen der Behörde kann aller-
dings auf bestimmte Formen der Auskunft beschränkt sein.54 Kom-
plexe Sachverhalte können eine schriftliche Auskunft erfordern, wenn
bei mündlichen Auskünften Missverständnisse, Lücken und Übertra-
gungsfehler nicht ausgeschlossen werden können. Im Einzelfall kann
das Ermessen sogar soweit reduziert sein, dass Akteneinsicht gewährt
werden muss.55

Die genannten Informationsfreiheitsgesetze definieren den
Anspruchsverpflichteten recht weit. So zählen auch natürliche und
juristische Personen des Privatrechts, sofern sie öffentlich-rechtliche
Aufgaben wahrnehmen, zu den Behörden bzw. öffentlichen Stellen
(z. B. § 2 Abs. 4 IFG NRW). Vergleichbares gilt für den presserecht-
lichen Auskunftsanspruch, wie er etwa in § 4 des saarländischen
Pressegesetzes normiert war.56 Auch Rundfunkanstalten können zu
Auskunftsverpflichteten bestimmt werden, sofern nicht eine abwei-
chende Sonderregelung (etwa § 4 Abs. 5 des Sächsischen Pressegesetzes)
gilt.

3. Betrachtung der Regelungen

Die slowenische Verfassung macht im oben zitierten Artikel 39
Absatz 2 das Recht auf Zugang zu Informationen von einem gesetz-
lich anerkannten rechtlichen Interesse abhängig. Damit bewegt sich
die Norm nicht im Rahmen des durch die Empfehlungen des Europa-
rates Vorgegebenen. Diese legen es den Mitgliedstaaten nahe, den
Auskunftsanspruch unabhängig vom Vorliegen eines Interesses oder
auch nur der Angabe von Gründen zu gewährenen. Allerdings ist ein
solches Interesse weder für Zugangsansprüche nach dem Gesetz über
den Zugang zu Informationen öffentlicher Natur noch dem Gesetz
über die Massenmedien gefordert, da nach der derzeitigen Gesetzes-
lage den slowenischen Bürgern und den Journalisten Auskunftsan-
sprüche ohne weitere Darlegungspflichten zustehen. Die Bestimmun-
gen der einfachen Gesetze entsprechen damit den Empfehlungen des
Europarats und gehen über die verfassungsrechtliche Garantie des
Zugangsanspruches hinaus.



7© 2005, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg (Frankreich)

RECHTLICHE RUNDSCHAU
DER EUROPÄISCHEN AUDIOVISUELLEN INFORMATIONSSTELLE

IRIS
• • plus

Das Gesetz über den Zugang zu Informationen öffentlicher Natur
ist im Jahr 2003, d. h. 2 Jahre nach dem Mediengesetz, in Kraft getre-
ten. Ist dadurch die Regelung des Mediengesetzes – ggf. teilweise –
überflüssig geworden? Die Regelungen unterscheiden sich vor allem
durch die im Gesetz über die Massenmedien statuierte Pflicht der
Behörden, Informationen über Angelegenheiten ihres Arbeitsberei-
ches zur Veröffentlichung durch die Massenmedien bereitzuhalten.
Damit müssen sie nicht nur den Zugang zu bestimmten Dokumenten
ermöglichen, sondern aktiv an der Informationsgewinnung der Medien
mitarbeiten und die dazu erforderlichen Verfahren vorsehen. Im Übri-
gen weisen die in den beiden Gesetzen vorgesehenen Verfahren eine
große Ähnlichkeit auf. Eine Privilegierung der Medien scheint in der
Bestimmung zu liegen, dass Behörden bis zum Ende des nächsten
Werktages eine schriftliche Erklärung über die Ablehnungsgründe
abgeben müssen, wenn dies der Herausgeber des betroffenen Mediums
wünscht (Artikel 45 Abs. 5 des Gesetzes über die Massenmedien).
Nach dem Gesetz über den Zugang zu Informationen öffentlicher
Natur besteht die Verpflichtung, die Ablehnung eines Antrages zu
begründen und einen Antrag binnen 20 Tagen zu bescheiden. Offen-
sichtlich im Interesse der Sicherstellung der zügigen Arbeit der
Medien wird hier also ein deutlicher Unterschied gemacht.

Darüber hinaus soll das Gesetz über die Massenmedien geändert
werden. Ein diesbezüglicher Regierungsentwurf datiert vom 3. März
2004.57 Die Änderungen werden auch das Recht der Medienvertreter
auf Zugang zu Informationen betreffen. Zum einen soll die Definition
der öffentlichen Informationen präzisiert werden, zum anderen sollen
Sanktionen bei Gesetzesverstößen sowie Fristen vorgesehen werden,
innerhalb derer Anfragen beantwortet werden müssen. Beachtenswert
erscheint, dass Journalisten erstmalig auch ein Anspruch auf Zugang
zu nicht-öffentlichen Informationen der Behörden zuerkannt würde.
Sie sollen künftig auch gegen die Versagung des Zugangs zu begehr-
ten Informationen klagen können. Folglich geht der Gesetzgeber zwar
nicht davon aus, dass mit Verabschiedung des Gesetzes über den
Zugang zu Informationen öffentlicher Natur die angesprochenen
Regelungen des Mediengesetzes überflüssig geworden sind, sieht aber
die Notwendigkeit einiger Anpassungen.

Das Auskunftsrecht der Medien kann nach dem oben zu Deutsch-
land Gesagten von Medienvertretern geltend gemacht werden, die sich
als solche ausweisen. Die Erteilung der Auskunft wird also von der
Medienzugehörigkeit des Antragstellers abhängig gemacht. Journa-
listen können sich aufgrund dieses Rechts an eine in der Behörde für
solche Auskunftserteilungen zuständige Person wenden, die die Aus-
kunft erteilen muss, sofern das Gesetz keine Versagungsgründe vor-
sieht. Damit muss sich ein Medienvertreter mit einer Auskunftser-
teilung beispielsweise durch den Pressesprecher einer staatlichen
Einrichtung zufrieden geben. 

III. Ausschließlich medienspezifische Regelungen

1. Malta

Artikel 47 Unterartikel 1 des Pressegesetzes58 sieht für Journa-
listen einen Zugang zu Informationen vor. Danach richtet die Regierung
Verfahren zur Versorgung der Vertreter der Presse mit den Informa-
tionen, die ihnen bei der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe von
Nutzen sind, ein. Dieses Privileg gilt, trotz des Wortlautes „Presse“,
auch für audiovisuelle Medien. Das ergibt sich aus den Artikeln 2 und
23 des Pressegesetzes. Die Ausnahmetatbestände des Artikel 47 Unter-
artikel 2 entsprechen weitgehend dem Katalog der oben behandelten
Empfehlung des Europarates.

2. Zypern

Das Pressegesetz 145/1989 aus dem Jahre 1989 garantiert die
Freiheit der Presse, die ungehinderte Verbreitung von Zeitungen und
den Quellenschutz. Artikel 7 Abs. 2 enthält das Recht ausländischer
und zypriotischer Journalisten, öffentliche Informationsquellen zu
konsultieren und von jeder zuständigen Behörde in der Republik
Zypern Informationen zu ersuchen, zu erhalten und diese frei und auf

dem von ihnen gewählten Weg zu verbreiten. Die zuständigen Behör-
den müssen die begehrten Informationen so schnell wie möglich
bereitstellen, wenn keine entgegenstehenden Gründe vorliegen und
nicht einer der üblichen Ausnahmetatbestände greift (Artikel 7 Abs. 3).

Die erwähnten Normen müssen allerdings im Zusammenhang mit
Artikel 67 Abs. 1 des Gesetzes 1/1990 über den öffentlichen Dienst
gesehen werden. Dieser schreibt vor, dass alle Informationen, die –
gleich ob schriftlich oder mündlich – zur Kenntnis eines Beamten
gelangen, vertraulich sind. Es ist ihm untersagt, diese weiterzugeben,
sofern die Weitergabe nicht im Rahmen seiner Dienstpflichten oder auf
formelle Anweisung der zuständigen Behörde, d. h. des Ministers,
erfolgt. 

D. Ergebnisse

Es lässt sich ein deutlicher Trend zur Verabschiedung gesetzlicher
Regelungen, welche dem Bürger ein Recht auf Zugang zu staatlichen
Informationen einräumen, ausmachen. Solche Regelungen gibt es
bereits in einem überwiegenden Teil der europäischen Länder,59 und es
zeichnet sich ab, dass weitere Länder nachziehen werden. Weder
Völker- noch Europarecht differenzieren hinsichtlich des Rechts auf
Zugang zu staatlichen Informationen zwischen einfachen Bürgern und
Pressevertretern. 

Neben der Frage des Zugangs zu Informationen stellt der Schutz
der Informationsquellen (vor staatlichen Zugriffen) von Journalisten
einen wichtigen Aspekt dar. Bemerkenswert ist in diesem Zusammen-
hang, dass die Rechtsgüter, die ausnahmsweise eine Aufdeckung jour-
nalistischer Quellen rechtfertigen können, in einer ganzen Reihe von
Fällen mit den Rechtsgütern korrespondieren, mit deren Schutzbe-
dürfnis die Ablehnung eines Antrags auf Zugang zu staatlichen Doku-
menten begründet wird. Dies lässt sich gut anhand einer Entscheidung
des deutschen Bundesverfassungsgerichts illustrieren. Das Bundesver-
fassungsgericht billigte die Auswertung der Telefon-Verbindungsdaten
von Journalisten durch die Ermittlungsbehörden, da dies in den kon-
kreten Fällen der Verfolgung besonders schwerer Straftaten diente.60

Der Schutz der Verfolgung krimineller Handlungen kann aber auch von
staatlicher Seite geltend gemacht werden, wenn der Antrag eines Bür-
gers auf Zugang zu Informationen abgelehnt werden soll (siehe z. B.
Empfehlung des Europarats, Abschnitt II. 2.). Es lassen sich also
gewisse Wechselbeziehungen feststellen zwischen der Situation, in
welcher der Staat an Informationen von Medienvertretern gelangen
möchte, die diese grundsätzlich geheim halten wollen, und anderer-
seits der Situation, dass der Staat sich aus dem selben Geheimhal-
tungsinteresse heraus einem Auskunftsbegehren eines Journalisten
entzieht. 

Soweit auf nationaler Ebene allgemeine Informationszugangsrechte
vorhanden sind, sind sie in der Regel vergleichsweise umfangreich.61

Dennoch existieren in einigen der untersuchten Staaten privile-
gierende Regelungen für den Medienbereich in unterschiedlichsten
Ausprägungen (weiter). Es ist auffällig, dass solche Bestimmungen im
Zuge der Einführung allgemeiner Zugangsrechte der Bürger zu staat-
lichen Informationen nicht etwa aufgehoben werden, sondern neben
diesen neuen Regelungen fortbestehen und z. T. sogar fortentwickel
werden sollen. Aus Sicht der Gesetzgeber scheint ihre Existenz-
berechtigung daher nicht entfallen zu sein.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der allgemeine Informa-
tionsanspruch der Bürger auf Zugang zu Informationen, die sich im
Besitz staatlicher Stellen befinden, in mancher Hinsicht über die
existierenden Regelungen zum Medienprivileg hinausgeht. Der Kreis
der Anspruchsberechtigten ist weiter gefasst und der Anspruch umfas-
sender ausgestaltet. Dort wo allgemeine und spezielle Regelungen
nebeneinander existieren, müsste ein Journalist unter Berufung auf
ein allgemeines Informationsfreiheitsgesetz nicht offen legen, dass er
das Auskunftsersuchen mit dem Ziel einer Medienberichterstattung
betreibt. Er könnte sich dann vielmehr in seiner Eigenschaft als Bür-
ger auf sein Auskunftsrecht berufen, ohne ein besonderes Interesse an
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der Erteilung der gewünschten Information darlegen zu müssen. Dies
kann im Einzelfall eine erhebliche Erleichterung für Recherchetätig-
keiten im Rahmen des investigativen Journalismus darstellen, insbe-
sondere bei der Aufdeckung behördlichen Fehlverhaltens. Insoweit
würde ein Recht des Bürgers auf Auskunft die Möglichkeiten der Jour-
nalisten und damit auch der audiovisuellen Medien erweitern. 

Eine abschließende Beurteilung der Frage, ob das Recht auf Zugang
zu Informationen Medienprivilegien überflüssig werden lässt, erscheint
zum jetzigen Zeitpunkt allerdings verfrüht. Dies gilt insbesondere auf-
grund der Tatsache, dass die Rechte auf Zugang meistenteils vor ver-
gleichsweiser kurzer Zeit eingeführt worden sind und sich ihre Bedeutung
für die Medien in der täglichen Praxis vielfach erst noch erweisen muss.
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